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Aenolkatie vder öyſtem Kilian
Am kommenden Sonntag finden in Halle die

Wahlen zum Arbeiterrat ſtatt. Die Unabhängigen
haben dieſe Wahl ſcheinbar nicht für notwendig gehal-
ten, ſie waren mit der bisherigen Zuſammenſetzung
des Arbeiterrates voll und ganz zufrieden und taten
arg erboſt, als wir auf Grund der Richtlinien des
gentralrates eine Neuwahl forderten. Nun geht die
ganze Geſchichte etwas Hals über Kopf, in großer Eile
müſſen die techniſchen Vorbereitungen für die Wahl
vorgenommen werden und es fehlt da und dort noch
an der nötigen Aufklärung. Aber in dieſer „Zeit der
Wahlen“, wo in kurzen Zwiſchenräumen eine Wahl
der anderen ſolgt, erübrigt ſich ſchon mal eine längere
Wahlarbeit, denn das ganze Volk iſt in einer

ſteten politiſchen Aufregung,
es iſt geradezu gezwungen, fortgeſetzt die Für und
Wider zu erwägen.

Größte Bedeutung hatten die Wahlen zur Natio-
nalverſammlung, zur Preußenwahl, zum Stadtparla-
ment, aber nicht geringere Bedeutung gerade
für die arbeitende Bevölkerung hat die nun bevor-
ſtehende

Neuwahl zum Arbeiterrat.
Wohl wird dieſer Arbeiterrat kein dauerndes
Leben haben und wird als Proviſorium nur ſolange
amtieren, bis das Räteſyſtem endgültig in dem Sinne,
wie es die Regierung zugeſagt hat, in die Verfaſſung
eingearbeitet iſt und die Wahlen der Betriebsräte und
Arbeiterfancmern auf der geſetzlich vorgeſchriebenen
Gennhlgge vorgenommen werden. Trotzdem aber iſt
auch die Zuſammenſetzung dieſes Arbeiterrats äußerſt
wichttg, denn erſtmal wird er auch in dieſer Ueber-
gangszerit wichtige wirtſchaftliche Funktionen zu er-
ledigen haben und als die Vertretung der halliſchen
werftätigen Bevölkerung angeſprochenr werden, deſſen
Stellung im öffentlichen Leben nicht unbeachtet bleiben
wirö, und dann vor allem wird er Delegierte zum
Rätekongreß am 8. April entſenden, auf dem
zweifellos üher Lebensfragen des deutſchen Volkes ver-
bandelt werden wird. Ein ſtarkes Drängen geht danach,

Dentſchlaud zur Räterepublik
nach ruſſiſchem Muſter zu machen, und die Entſcheidung
des Rätekongreſſes wird von großem Einfluß auf die
Entwicklung dieſer Dinge ſein. Die Spartakiſten und
Kommuniſten und die mit ihnen verſchwägerten Un
abhängigen wollen den Rätckongreß mit dazu be
nutzen, die Entwicklung in Deutſchland in Bahnen zu
lenken, die unbedingt ins Verderben führen.

Das wüſte Stürmen der Kommuniſten und ihrer
nwnabhängigen Brüder gegen alles, was im
Wirtſchaftsleben noch heil und lebendig iſt, überſteigt
alles, was die geſunde Vernunft für möglich hält. Sie
mögen das politiſche Streben des Volkes nach wahrer
Demokratie mit Füßen treten das iſt ihre eigene
Angelegenheit, und wir werden uns mit ihnen, Wort
um Wort, auseinanderſetzen.

Jhr Jdeal iſt die Diktatur ihrer Minderheit.
Sie wollen wieder aurrtchten, was die Revolution hin-
weggeſegt hat: die Herrſchaft von wenigen über die
Mehrheit. Darüber läßt ſich debattieren, und im
Kampfe der Geiſter müſſen ſie den kürzeren ziehen,
denn was ſie wollen, iſt politiſch unvernünftig und
widerſpricht dem Geiſt der Zeit. Doch das könnte
ihnen verziehen werden. Daß ſie nun aber ihren
Minderheitswillen wie irrſinnige Sturmläuferhorden
mit roheſter Gewalt und gegen alles, was lebensnoiti-
wendige Ordnung iſt, durchzuſetzen zwingen, das Wirt-
ſchaftsleben in Trümmer ſchlagen, Not, Elend und alle
Greuel des Bürgerkrieges heranfbeſchwören, das ſtellt
ſie an den Schandpfahl der Geſchichte!

Der Generalſtreik
iſt in lebhafteſter Erinnerung Aller, die Wunden die er
geſchlagen, bluten noch und gerade bei der bevorſtehen-
den Arbeiterratswahl mögen die Arbeiter und Arbei-
terinnen bedenken, daß ſie Vertreter wählen, die
keine egoiſtiſchen Parteiintereſſen ver-
treten, die ſich nicht dem Willkürregiment Einzelner
beugen, ſondern auf Demokratie in ſolch wichtigen
Angelegenheiten beſtehen. Der Streik, der um politi
ſcher Ziele willen inſzeniert wurde und ein Ergebnis
hrachte, daß obuedenſchweren harten Kampf

erreicht worden wäre, wurde dem Arbeiterrat als fertige
Tatſache vorgelegt, er mußte ſeine Zuſtimmung geben,
ob er nun wollte oder nicht. Bei ſolch lebenswichtigen
Fragen, wie dieſer Streik es für die Arbeiterſchaft war,
darf aber nicht die Willkür herrſchen, da muß auf de-
mokratiſcher Grundlage die Arbeiterſchaft ſelbſt
entſcheiden können, ob ſie den Kampf will. Um
dies zu erreichen, iſt vor allem notwendig, daß

der Arbeiterrat anders zuſammengeſetzt wird,
daß er nicht weiter ein unabhängiges Kaffeekränzchen
bleibt, ſondern daß möglichſt eine ſpartakiſtiſche

oder unabhängige Mehrheit mit ſparta-
kiſtiſchem Wollen in dieſer in wirtſchaftlichen Fra
gen ſo wichtigen Körperſchaft verhindert wird, daß anſtelle
des bisher im Arbeiterrat herrſchenden Syſtems ein
demokratiſches Syſtem tritt, das jeder Strö-
mung ihrem Kräfteverhältnis nach Rechnung trägt, und
jede Meinung frei zum Ausdruck kommen läßt, und
das ſich ferner auch den Zentralgewalten
unterordnet, ſich einordnet in den Rahmen des
großen Ganzen und nicht bei jeder Gelegenheit hingns-
poſaunt:

„Jch bin die vollziehende Gewalt“,
die anordnende Gewalt, was die Regierung tut, was
der Soldatenrat will, geht uns gar nichts an. Jn

dieſem S ne wurde bisher. im. Arbeitezrat gearbeit
und das konnte ganz naturgemäß nicht zu erträglichen
Zuſtänden führen. Nebenſächlichkeiten, die roten Wimpel
für die Straßenbahn und anderes, wurden zu Staats-
aktionen gemacht, um Kleinlichkeiten wurden alle
Leidenſchaften mobiliſiert und bei wirtſchaftlichen
Lebensfragen der Arbeiter entſchied nur das
Parteiintereſſe.

Alle Wähler zum Arbeiterrat, Arbeiter, Arbeite-
rinnen, Angeſtellte, Beamte, ſtehen vor der Frage:

Wählen wir mehrheitsſozialiſtiſch oder unabhängig,
wählen wir Leute, die arbeiten und aufbauen
wollen oder ſolche, die nur ſchimpfen und
niederreißen.

Die Unabhängigen fordern: Alle Macht den
A.- und S.-Räten, Beſeitigung der Demo-
kratie,

die Diktatur einer Minderheit
und ſie laſſen ſich von den Spartakiſten, von denen
ſie ſich nicht trennen können, mitreißen auf dem
Wege ins Verderben, ſie arbeiten mit an dem Ziel
der Spartakiſten:

Die Zertrümmerung aller Ordnung,mit daran, das deutſche Volk zur Verzweiflung, zum
völligen Zuſammenbruch zu bringen.

Da können wir und da kann die arbeitende Be-
völkerung Halles nicht mitgehen, wenn ſie ſich nicht
das eigene Grab ſelbſt ſchaufeln will. Jn ihrem ur-
eigenſten Jntereſſe liegt darum die Parole:

Keine Stimme den nnabhängigen Spartakiſten,
alle Mann, Arbeiter, Angeſtellte und Beamte, ange
treten mit dem Stimmzettel der Mehrheitsſozialiſten.
Wir wollen weitgehende wirtſchaftliche Befug-
riſſe für die Betriebs- und Arbeiterräte, als politi-
ſche Jnſtanzen haben aber die nach dem freieſten und
demokratiſchen Wahlrecht gewählten Parlamente zu
gelten. Keine Diktatur einer Minderheit, ſondern
Regierung des Volkes durch das Volk in
allen, aber auch allen Angelegenheiten. Und das liegt
im Intereſſe des geſamten arbeitenden
Volkes, darum am Sonntag heran zur Arbeiterrats-
wahl und jede Stimme

der Liſte der Mehrheitsſozialiſten.

Ae Lebensmittelverſorgung Deutſchlunds.

Amſterdam, 12. März. Nach einer ausführlicheren
Reuter-Meldung aus Paris ſagte Lanſing in ſeiner
bereits kurz telegraphierten Erklärung an die Preſſe
u. a.: Wir müſſen die Verhältniſſe, die zur ſozialen
Unruhe führten, ändern und verſuchen, Deutſch
land wieder zu einem normalen Leben zurückzu-
bringen. Was Deutſchland braucht, läßt ſich in zwei

l
Worten e Frieden und Lebens mittel.
Um Deutſchland zu ermöglichen, der Anarchie und dembäßlichen Delpotiomus des xoten Terror Widerſtand

zu leiſten, muß man ihm Lebensmittel geben und ihn
geſtatten, dieſe Lebensmittel zu verdienen. Das nor-
male Leben muß durch den Friedensvertrag
wieder hergeſtellt werden. Das muß nicht aus Mitleid
für das deutſche Volk geſchehen, aber es muß unver-
züglich getan werden, da wir, die Sieger in dieſem
Kriege, die Hauptleidtragenden ſein würden, wenn dies
nicht geſchehe. Man kann ſo viel Schadenvergütung
verlangen, wie man will, und darauf beſtehen, ſo lange
wie man will, wenn das deutſche Volk kein Material
für ſeine Jnduſtrien und keine Gelegenheit erhält, die
Erzeugniſſe ſeiner Arbeit auf fremden Märkten abzu-
ſetzen, und wenn die Arbeiter keine Lebensmittel haben,
dann kann Deutſchland für die von ihm begangenen
Uebeltaten nicht zahlen. Außerdem wird es, wenn der
jetzige chaotiſche Zuſtand fortdauert, weder eine verant-
wortliche Regierung geben, die Frieden ſchließen kann,
noch eine Negierung, die ſtark genug iſt, um die Ver
tragsverpflichtungen zu erfüllen.

Nee „Ginigkeit' der Ungbhängigen.

Von ihrem Parteitag.
Die unabhängige Sozialdemokratie hat in den letz-

ten Wochen in Berlin ihren dringend geforderten uns
wiederholt vertagten Parteitag a Einen der
Hauptpunkte dieſes Parteitages

pannun
ſah deshalb auch die alte Sozialdemokratie dem Verlau
und dem Ergebniſſe dieſes Parteitages entgegen. Die
letzte Sitzung verlief ſehr erregt und nur mit Mühe
wurde ein Auseinanderfallen der diedie Einigung des Proletariats vorhatte, verhütet. Be-
reits in der Vormittagsſitzung offenbarten ſich die
großen Gegenſätze in der Partei in einer Schärfe, wie
ſie bisher nicht zutage getreten waren. Nachdem Däu-
mig und Haaſe ihre Schlußreden gehalten hatten, er-
folgte die Abſtimmung über die programmatiſche Kund-
gebung der Partei. Haaſe hatte folgenden Zuſatz be-
antragt: „Die Partei erſtrebt die Herrſchaft des Prole-
tariats als des Vertreters der großen
Volksmehrheit. Das bedeutet die Diktatur des
Proletariats als notwendige Vorbedingung für die
Verwirklichung des Sozialismus.“ emgegenüber
ſtand ein anderer Zuſatzantrag, der folgendermaßen
lautete: „Die Partei erſtrebt die Diktatur des Prole-
tariats, als der Vertreterin der großen Volksmehrheit
als notwendige Vorbedingung für die Verwirklichung
des Sozialismus.“ Der Antrag Haaſe wurde gegen
eine große Minderheit abgelehnt, der zweite Antrag
angenommen. Das bedeutet einen Sieg der Linken anf
dem Parteitag. Dagegen wurde ein anderer Antra
der das Parlament nur als Agitationsmittel im Kampfe
der Arbeiterbewegung betrachtet wiſſen will, mit 68
gegen 67 Stimmen abgelehnt, und dadurch wieder ein
Sieg der Rechten über die Linke herbeigeführt. Die
Partei bekennt ſich alſo nach dieſen VBeſchlüſſen zum
Räteſyſtem und damit zur Diktatur des Proletariats,
ſie iſt aber auch der Auffaſſung, daß trotz dieſes
Bekenntniſſes in der jetzigen Situation den Parlamen-
ten als Kampfesmittel große Bedeutung zukommt. Die
programmatiſche Kundgebung wurde ſchließlich gegen
8 Stimmen angenommen.

In der Nachmittag-Sitzung bei den Wahlen zum
Parteivorſtand kam es zu ſo ſtarken Auseinander-
ſetzungen, daß die Gefahr einer Spaltung akut wurde.
Wir haben darüber ſchon berichtet. Die Situation
wurde ſo bewegt, daß der Parteitag vertagt werden
mußte, um den Landsmannſchaften Gelegenheit zu
geben, hierzu Stellung zu nehmen. Nach Wiedereröff-
nung der Sitzung erklärten Herz-Altona, Ernſt-Hagen,
Karſten-Peine, Schweig-Höchſt, Dißmann-Frankfurt,
Gerth-Erfurt und Schmidt-Düſſeldorf, daß ihre Stim-
menabgabe für Däumig von falſchen r
ausgegangen ſei. Wenn ſie gewußt hätten, daß
Däumig gegen die programmatiſche Kundgebung ge
ſtimmt hatte und daß Haaſe ein Zuſammenarbeiten mit
Däumig ablehnen würde, dann hätten ſie nicht für ihn
geſtimmt. Dagegen erklärten Obuch-Düſſeldorf, Gott-
ſchalk-Königsberg, Adolf Hoffmann-Berlin, Mau-Dan-
zig, es ſei Pflicht Haaſes, mit Däumig r
arbeiten. Der Parteitag habe durch die Wahl Däumigs
zum Ausdenck bringen wollen, daß die Partei einen
ſcharfen Ruck nach links machen wolle. Haaſe blieb aber
bei ſeiner Ablehnung. Däumig erklärte hierauf in
einer langen perſönlichen Bemerkung, daß er zw.
gegen die vrogrammatiſche Kundgebung geſtimmtd er aber ein Zuſammenarbeiten mit Hauſe für mög
lil halte. Nachdem aber die Vertreter einer ganzen
Reihe von großen Bezirken erklärt hätten. bah ihre

ildete die Eini-gung des Prolekariagats. mit rster h



Stimmenabgabe für n unker falſchen Boränsſehungen
erfolgt ſei, ziehe er ſeine Kandidatur zurück.n von dieſer ſo zerklüfteten und
politiſch völlig verwirrten Partei ſollder Arbeiterklaſſe die politiſche Er-neuerung, die Einigung des Proleta-
riats kommen? Nur Arbeiter, die Stroh imKopfe haben, können das glauben. Wer ſich einigen
Sinn für die Wirklichkeit bewahrt hat, muß ſich von
dieſer „Partei“ ab und der Partei zuwenden, die allein
die Intereſſen des Proletariats vertritt, der Sozial
demokratie Ebert-Scheidemannſcher Richtung

Beendigung des 6treils im Ruhrrevier.

Eſſen, 12. März. Die Belegſchaften der Gewerk-
ſchaft „Deutſcher Kaiſer“ und der Zechen „Neumühl“
und „Courl“ ſind in der heutigen Frühſchicht wieder
vollzählig angefahren, ſo daß die Streikbewegung im
Den peengebtet vorläufig als beendet anzu-
ſehen iſt.

Kundgebungen des Zentrulruts.

An die preußiſche Ratisnalverſammlung. Rätekongreß
am 8. April.

Der Zentralrat richtete folgende Kundgebung an
die preußiſche Lanves-Nationalverſammlung:

Der erſte Rätekongreß hat dem Zentralrat auch die
Kontrolle der preußiſchen Regierung bis zur ander-
weitigen Regelung durch die preußiſche Landes-Natio-
nalverſammlung übertragen. Die preußiſche Landes-
verſammlung iſt nunmehr zuſammengetreten und es
liegt ihr ob, die Regierung zu beſtellen und Maßnah-
men zu ihrer Kontrolle zu treffen. Daher legt der Zen
tralrat die ihm übertragene Gewalt in die Hände der
preußiſchen Nationalverſammlung und wird die hier in
Betracht kommenden Befugniſſe nur noch ſo lange aus-
üben, bis die Nationalverſammlung die anderweitige
Regelung getroffen hat.

Seine Stellung als oberſter Jnſtanz der beſtehen-
den Arbeiter-, Bauern- und Soldakenräte bleibt davon
unberührt; e?ne Entſcheidung hierüber kann nur der
bevorſtehende zweite Rätekongreß fällen.

Der Zentralrat hat ferner folgende Bekannt-
machung an alle Arbeiter-, Bauern und Soldatenräte
Deutſchlands grrichtet:

Die ſchwierfgen Wirtſchafts und Verkehrsverhält-
niſſe in der ganzen Republik, die Streiks der
letzten Zeit Und die damit verbundenen poſtaliſchen
Schwierigkeiten machen es einem Teil der deutſchen
Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte unmöglich, die
für den Kongreß angeoröneten Neuwahlen bis zu dem
vorgeſchriebenen Zeitpunkt durchzuführen. Der Zen-
tralrat mußte die Berechtigung der aus den verſchie-
denſten Gegenden der Republik eingegangenen Be-
ſchwerden in dieſer Sache anerkennen und hai daher
beſchloſſen, eine Verſchiebung des Termins des auf den
hege einberufenen zweiten Rätekongreſſes vorzu
nehmen.

Der Kongreß wird nunmehr auf Dienstag, den
8. April, vormittags 10 Uhr, in den Sitzungsſaal des
ehemaligen preußiſchen Herrenhauſes, Berlin, Leip-
ziger Straße, berufen.

Die in den Richtlinien des Zentralrats vorgeſehe-
nen Wahltermine erfahren demgemäß die entſprechende
Verſchiebung.

der Entwurf eines Geſetzes zur vorläufigen

Nduung der Staatsgewult in Preußen

hat durch die letzten Beſchlüſſe des preußiſchen Staats-
miniſteriums folgende Geſtalt erhalten:

S 1. Die verfaſſunggebende preußiſche Landes-
verſammlung hat die künftige Verfaſſung der Republik
Preußens als Staates der deutſchen Republik feſtzu-
r ſowie Geſetze, die keinen Aufſchub dulden, zu er
aſſen.

g 98 2. Auf die verfaſſunggebende Landesverſamm-
lung finden die Artikel 21, 22 Abſatz 1, 23 und 26 bis
32 der bisherigen Verfaſſung des Deutſchen Reiches
entſprechende Anwendung.

3. Der Präſident der verfaſſung-gebenden preußiſchen Landesverſamm-
lung veruft die Regierung.

Z 4. Die Regierung iſt eine kollegiale Behörde
und beſteht aus ſämtlichen Staatsminiſtern. Der
Miniſterpräſident führt den Vorſitz und gibt bei Stim-
mengleichheit den Ausſchlag. Die Regierung regelt dieVerteilung der Geſchäfte unter ihre Mitglieder ſelb-
tändig.

z 5. Jeder Staatsminiſter bedarf zu ſeiner Amts-
führung des Vertrauens der verfaſſunggebenden Lan-
)esperſammlung und iſt ihr für ſeine Amtsführung
verantwortlich. Die Verantwortlichkeit des Kriegs-
miniſters gegenübeer der Volksvertretung im Reiche
wird dadurch nicht berührt.

3 6. Die vollziehende Gewalt ſteht der Regierung
zu. Jhr ſind ſämtliche Staatsbehörden unterſtellt.

Die Regierung iſt verpflichtet, die von der ver-
faſſunggebenden Landesverſammlung beſchloſſene Ver-
ſaſſung und die gemäß J 1 zuſtandegekommenen Geſetze
in der Geſetzesſammlung zu verkünden.

7. Die Staatsminiſter und ihre Beauftragten
haben das Recht, den Verhandlungen der verfaſſung-
gebenden Landesverſammlung beizuwohnen und jeder-
zeit gehört zu werden.

Die Staatsminiſter ſind verpflichtet, auf Verlangen
der verfaſſunggebenden Landesverſammlung zu erſchei-
nen und Auskunft zu erteilen oder den Grund anzu-
geben, warum eine Auskunft nicht erteilt werden
kann.

T 8. Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Annahme durch
die Landesverſammlung in Kraft.

Aufhebung der Blockade im April?

Haag, 11. März. Aus London wird gemeldet: Nach
der „Morning Poſt“ rechnet der Londoner Börſenvor-
ſtand nach Jnformationen bei der Regierung mit der
Aufhebung der Blockade für den Monat Avril.

BVerlin, 13. März. Die drei Kommiſſionen für Lebens-
mittel-, Schiffahrts- und Finanzfragen ſind am 12. März,
abends 8 Uhr in Brüſſel eingetroffen. Die Mitglieder der
Kommiſſionen wurden am Bahnhof von etwa zehn belgiſchen
Militärautomobilen abgeholt mit belgiſchen Chauffeuren,
aber ohne militäriſche Begleitung. Die Ankunft im Bahnhof
erfolgte in Gegenwart eines zahlreichen Publikums unter
lautkoſer Stille. Ein Zwiſchenfall iſt nicht eingetreten. Sämt-
liche Mitglieder der Kommiſſionen ſind im Hotel Aſtoria ſehr
gut untergebracht. Freiheit des Telegraphierens, offen und

iffriert, des Telephonierens und der perſönlichen Bewegung
iſt geſichert. Jn der Nacht noch fand von 11 bis 1 Uhr eine
interne eingehende Beſprechung zwiſchen ſämtlichen Kom
miſſionsmitgliedern ſtatt unter Vorſitz von Unterſtaatsſekre-
tär von Braun.

a e e I e e
Axf zur Arbeiterratzwahl!

Sonntag, den 16. März findet die

Neuwahl des ArbeiterRats

Deutſche Unterhändler in Vrüſſel.

ſtatt. Da gilt es für die geſamte werktätige
Bevölkerung der Stadt Halle, zu zeigen, ob ſie
die Gewaltherrſchaft, die ver bisherige hieſige
Arbeiterrat ausgeübt hat, billigt.

Da kann es für jeden, dem dere wahre Demo
kratie kein bloßes Ausbängeſchild iſt, nur ein entſchie-
denes

Nein
geben. Jn welchem Sinne der bisherige
Arbeiterrat tätig war, zeigen draſtiſch ſeine
beiden führenden Männer Aibrecht und Kilian.

Herr Albrecht erklärte in einer Verſammlung
im Volkspark: „Die Bolſchewiſten ſind un-
ſere Freunde“ und Herr Kilian erklärte in einer
Vereinsverſammlung der Unagabhängigen: „Man dürfe
vor allem keinen Trennnngsſtrich uach
links ziehen. Die Lage könne ſich ſo geſtalten, daß
man noch ganz andere Mittel als den
Generalſtreik anwenden müſſe.“

Damit haben die beiden Hauptführer des alten
Arbeiterrats ihren Standpunkt dentlich offenbart.

Wer kann von ſolchen Männern ein gedeih-
liches Wirken im Intereſſe der werktätigen Bevölke-
rung erwarten

Nur Männer, denen

gleiches Recht für alle
keine lerre Redensart iſt, bieten Sicherheit für eine
nützliche Tätigkeit des zukünſtigen Arbeiter-
raus. Ob in der Werrkſtatt, ob auf dem Bau, ob im
Büro oder in der Schnulſtube.

dhr alle, die 5hr nützliche Arbeit
leiſtet, wählt am Sonntag die Liſte der Mehrheits-
ſozialiſten, die

Liſte Kleeis
die deutſchen Friedensdelegierten.

Nach Beſchluß der Reichsregierung wird ſich die Friedens
delegation wie folgt zuſammenſetzen: Graf Brockdorff-
Rantzau, Dr. David, Giesberts. der deutſche Ge
ſandte in Bern Dr. Adolf Müller, Warburg- Ham-
burg. Pro. Schückin g.

Die Delegation iſt nicht nach Parteigeſichts-
punkten zuſammengeſezzt worden, auch haben die Parteien
in dieſer Hinſicht keinen Anſpruch erhoben, ſondern die Dele-
gierten ſind nach beſtimmten Qualitäten ausge'ucht worden.
So iſt zum Beiſpiel Schücking wegen ſeiner ſtark pazifi-
ſtiſchen Jntereſſen und Giesberts als Arbeitervertreter
in die Delegation aufgenommen worden. Jndeſſen ergibt
ſich, daß doch die Parteien ſo ziemlich vertreten ſind. Die
Delegation wird mit einer beſtimmten Marſchroute
zu den Friedensverhandlungen gehen; alle Entſchei-
dungen von einem gewiſſen Ausmaß. denen vor ihr zuge-
ſtimmt wird, bedürfen der Beſtätigung durch
das Kabineit. Eine gewiſſe Bewegungsfreiheit wird
die Delegation aber trotzdem haben.

Der Anſchluß Deutſch- Oeſterreichs an Deutſchland.
Jn der deunſche öſterreichiſchen konſtituierenden National-

verſammlung gab Staatsſekretär für Aeußeres Dr. Bauer
eingehende Auft ärungen über ſeine Beſprechungen in
Weimar und in Berlin und erklärte: Die Unter-
redungen. die er mit dem reichsdeutſchen Reichspräſidenten,
mit den Mitgliedern der deutſchen Reichsregierung ſowie mit
Parlamentarlern aller Parteien hatte, befeſtigten ihn in der
Ueberzeugung, daß das ganze deutſche Volk ohne Unterſchied
der Partei über den Anſchluß mit Oeſterreich völlig einig ſei.
(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.) Wir können und
ſollen zum Reiche nicht anders kommen als durch unſeren
eigenen freien und vom Reiche völlig unbeeinflußten Ent-
ſchluß. Aber wenn wir dieſen Beſchluß faſſen, ſind wir der
vollen Ueberzeugung, daß wir in Deutſchland aufgenommen
werden mit offenen Armen, willkommen geheißen werden
mit brüderlicher Geſinnung, und daß wir im Reiche volles
Verſtändnis finden für die

Oeſterreichs, volles Verſtändnis dafür, daß wir unſere wir
eſchichtliche Eigenart 2

s Bedürfniſſe innerhalb des Reiches voll befriedigen
n nen. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.) Die von

uns der deutſchen Reichsregierung gemachten Vorſchläge über
die Durchführung der Verhandlungen über den wirtſchaft-
lichen und ſtaatsrechtlichen Zuſammenſchluß wurden ohne
jede Aenderung angenommen.
Ne Heimkehr der deutſchen Truppen aus der Türkei

ter 12. März. Die erſten deutſchen Truppen
aus der Türkei werden laut K. Z. im Hamburger Hafen
in etwa acht bis zehn Tagen erwartet. Der erſte
Dampfer iſt jetzt von Malta abgegangen ein zweiter
hat am 27. Februar Konſtantinopel verlaſſen. Zuſam-
men treffen in Hamburg 8 Dampfer mit annähernd
19 000 Offizieren und Mannſchaften ein.

Die Todesopſer des Weltkrieges.
SHagag, 12. Nach einem Bericht oes amerikaniſchen

General is aus dem Kriegsdepartement belouft ſich
die Zahl der Toten im Weltkriege auf 72354000 Mann.
davon entfallen auf Deutſchland 1 100090., ouf Frank-
reich 1 305 0n, auf England 706 und. auf Jtalien 46 000 und auf
die Vereinigten Staaten 50 6000 Mann.

Kurze Rotizen.
Die ſozialdemokratiſche Landtagsfraktion hat ſich heute kon

ſtituiert und zu ihren h als Abgeordneten Graef-
Frankfurt a. M. und Siering-Berlin gewählt. Das Fraktions
ſekretariat übernahm der Abgeordnete Heller- Berlin.

Für den Poſten des Präſidenten der Landesverſammlung
wird die ſozialdemokratiſche Fraktion den Oberbürgermeiſter von
Hannover, Leinert, in Vorſchlag bringen.

Sozial demokratiſche Mehrheit in Sachſen- Weimar.
Sozialdemokratſche Partei 70090 Stimmen 18 Sitze
Unabhäng. Sozialdemokratie 18083 S 4
Deutſche Volkspartei 9526 10Deutſchnat. Volkspartei 33 367 wDemokratiſche Partei 37 956 10Chriſtliche Volkspartei 4 974

Bei den Wahlen zum Waldeckſchen Landtag wurden gewählt:
Jm Wahlkreis Waldeck 5 Sozialdemokraten, 5 Deutſchnationale,
3 Demolraten, 3 Waldeckſcher Volksbund und ein Volksparteiler;
im Woahlktreis Pyrmont: 2 Sozialdemokraten, 1 Deutſchnationaler
und 1 Demokrat.

Eröffnung der preußiſchen National-

verſämmlung. Berlin, 13. März.

Miniſterpräſident Hirſch betritt die Rednertribüne und
hält eine Anſrrache, in der er unter anderem folgendes ſagt: Die
verfaſſunggebende Landesverſammlung iſt ein Sinnbild der unge-
heuren volitiſchen Umwälzung. die ſich ſeit der letzten Tagung voll.
zogen hat. An die Stelle des Dreiklaſſen-Wahlunrechts iſt da
demokratiſchſte aller Wahlrechte getreten. Mit ihm iſt der
Klaſſenſtaat und die Klaſſenherrſchaft zuſammengebrochen, um
Platz zu machen der Demokratie. der Herrſchaft des Volkes in
des Wortes weiteſtem Sinne. Jhnen ſteht die gewaltige Auf-
gabe bevor, auf den Trümmern des alten Junker-Preußens das
neue Volks- Preußen zu bauen. Mögen Sie. getragen vom Ver-
irauen des Volkes, unbeirrt durch verbrecheriſchen Terror
auf der einen, durch realtionäre Gelüſte auf der anderen Seite,
den richtigen Weg finden. Die vorläufige Regierung unterwirft
ſich nach vier ſchweren Monaten der mit ruhigem
Gewiſſen dem Urteil des Volkes. Aus Pflichtgefühl, nicht aus
verſönlichem Ehrgeiz haben wir bei dem allgemeinen Zuſammen-
bruch die Staatsgeſchäfte in die Hand genommen. Dieſen Zu-
ſammenbruch haben nicht zuletzt die alten Machthaber Preußens
mitverſchuldet, die ſich hartnäckig an längſt überlebte. unhaltbare
Vorrechte ilammerten. Den kraftloſen Händen der alten Macht-
W entglitt das Staatsſteuer. So nahmen wir die herrenloſe

taatsgewalt an uns, um die völlige Auflöſung von Staat und
Geſellſchaft zu verhüten.

Unter dem Drucke des ſiegreichen Feindes waren wir gezwun
gen, weite preußiſche Gebiete, darunter kerndeutſches Land, der
Provinz Poſen, den Polen preiszugeben. Und im Jnnern un-
terbrachen wilde Streikbewegungen faſt ohne Aufhören den Fort-
gang und Wiederaufbau des wirtſchaftlichen Lebens. Eine ge
walttätige, eine verbrecheriſche Minderheit bedrohte die Sicher-
heit des Staates und ſeiner Organe. Wir ſind dicht an den
Abgrund reſtloſen wirtſchaftlichen Zuſammenhbruchs gedrängt.
Rettungslos ſtürzen wir in dieſen wenn unſer Volk ſich
nicht endlich auf ſeine Pflicht zur Arbeit beſinnt. Und hat esdenn vergeſſen, daß es bis zum Abbruch des Krieges das arbeits

ſamſte, das tüchtigſte, das leiſtungsfähigſte der Welt geweſen iſt
Die Lage der Revolutionsregierung war niemals leicht. Nur

Pflichtgefühl hielt uns im Dienſte des Volkes am Platze. Jn
klarer Erkenntnis deſſen, was wir dem Lande und dem Volke
ſchuldig blieben, ſagen wir mit feſtem Selbſtbewußtſein: Wir
waren es, die in dieſer unglücklichen. kampi durchwühlten Zeit.
den vollen Zuſammenbruch verhindern konnten. Mit Genug-
tuung begrüßen wir den Tag. da de Verantwortung von uns
auf Sie, die freigewählte Vertretung des ganzen Volkes, überge-
gangen iſt. Große Aufgaben ſtehen Jhnen bevor. in der in-
neren Verwaltung. dem Verkehrs. und Steuerweſen. der Woh-
nungsfürſorge und öffentlichen Geſundheitspflege, dem Unter-
richts- und Erziehungsweſen.

Wir kennen keinen preußiſchen Partikularismus.

Preußen iſt bereit, aufzugehen im Reich, dem deutſchen Ein
heitsſtaat. Aber der denkbar ungeeigneiſte Weg zu dieſem Ein-
heitsſtaat wäre die Zerſchlagung Preußens in leiſtungs- und
lebensunfähige Zwergrepubliken. Gefährlich war für Deutſchland
nur das alte Preußen des Junkertums und der Reaktion. Das
freie Preußen des freien Volkes ſoll ein Segen werden für das
geſamte deutſche Vaterland. Jn unſeren gliedſtaati'chen Befug-
niſſen bringen wir gern und freudig jedes Opfer im Jntereſſe der
drutſchen Reichseinheit. Je freier und vollſtändiger der neue
Preußen-Staat alle wirkenden Kräfte des Preußen-Volkes um-
faßt und darſtellt, deſto geſicherter wird er gegen Losreißungs
und Abſonderungsgelüſte ſein, deſto feſter begründet wird er jetzt
wirkl'ch auf der Liebe des freien Mannes. Preußens Aufgaben
ſind noch nicht erfüllt. Mit dem Geiſte der Freiheit. der Ord-
nung und Arbeit ſoll es noch einmal der deutſchen Natiyn und
ihrer künftigen friedlichen Größe dienen. (Lebhafter Beifall.)

Abg. Serold (Ztr.) übernimmt als älteſtes Mitglied de
Verſammlung den Vorſitz und hält eine längere Anſprache.

Ohne Erörterung ſtimmt das Haus einem Antrage auf An-
nahme einer vorläufigen Geſchäftsordnung zu.

Der Präſivent ſchlägt ſodann vor. die nächſte Sitzung morgen,
nachmittag 3 Uhr. obzuhalten mit der Tagesordnung: 1. Bere
tung eines weiteren Antrages zur Geſchäftsordnung; 2. Wahl des
Präſidenten der Vizepräſidenten und Schriftfühcer; 3 erſte
zweite und dritte Leſung des Geſetzentwurfes wegen vorläufiger
Ordnung der Staatsgewakt.

Abg. Adolf Hoffmann (U. S.) beantragt, einen ſoeben von
ihm eingebrachton Antrag auf Aufhebung des Standrechtes
und des Belagerungszuſtandes in GroßBerlin als vierten Punkt
auf die morgige Tagesordnung zu ſetzen.

Es entſvinnt ſich eine zum Teil ſehr ſtürmiſche Ge
ſchäftsordnungauseinanderſesnnag. an der ſich Mit
glieder aller Parteien beteiligen. Das Ergebnis iſt, daß der
Antrag Hoffmann den dritten Punkt der morgigen Tagesordnung

bildet und die vorläufige Verfaſſung den vierten Gegenſtand
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NRe Berliner Vorgänge in der Rationglverſammlung.
Annahme des 6bzlaliſterungsgeſetzes.

Sitzung am 13. März.
Vor Erntritt in die Tagesordnung führt Reichswehrminiſter

Roske bezüglich der Berliner Vorgänge aus, daß, nachdem die
Schlacht mit allen ihren Schrecken eine Woche lang getobt hat,
der Aufſtand als niedergeſchlagen gelten könne. Daß es in
Berlin zu einem wahnwitzigen Kampf, zum Mord und Plünde-
rungen kam, ſei zum größten Teil auf das Schuldkonto einiger
Blätter, voran der „Roten Fahne“ und der „Freiheit“ zu ſetzen.
Monatelang hätten dieſe Organe die Bevölkerung Berlins
ſtrupellos aufgepeitſcht. Redner zitiert aus der „Roten Fahne“
vom 5. März Ausführungen, in denen er, Noslke beſchuldigt wird,
die Proletariecrleichen haushoch in Deutſchland 919 tet zu
haben und worin die ſozicliſtiſche pung zum WMaſſenhenker
der deutſchen Proletarier hingeſtellt wird.

Sie hören, daß die Mitglieder der Unabhängigen Fraktion
mit erregter Stimme und wiederholt mit der Fauſt auf den Tiſch
ſchlagend) alle dieſe Gemeinheiten und Schamloſigkeilen ſich zu
eigen machen. (Großer Lärm bei den Unabhängigen.) Die große
Maſſe der Berliner Arbeiter ſind ſelbſtverſtändlich anſtändige
Menſchen. Aber wie bei allen großen Maſſenbewegungen, ſo
heſten ſich auch bei dieſem politiſchen Generalſtreit allerlei un-
ſaubere Elemente an die Fußſpuren der ehrlichen und beſonne-
nen Arbeiterſchaft. Die ſogenannten „Hyänen der Revolution“
haben mit ihrem Treiben begonnen, ehe ver Belagerungszuſtand
rerhängt wurde und ehe ich nur einen einzigen Soldaten nach
Berlin habe einmarſchieren laſſen. Redner gibt ſodann eine
Schilderung der Vorgänge in Berlin. Die Marinediviſion habe
das abgeſchloſſene Abkommen gebrochen, indem ſie zahlreiche
Waffen an die Zivilbevölkerung abgab.

Die Volksmarinediviſion, die ſo unendliche Mühe in Berlin
gemacht hat, beſteht nicht mehe.

(Stürmiſcher Beifall.) Jch gedenke tieferſchüttert der Männer,
die in dieſen Schreckenstagen ihr Leben ließen. (Frau Zietz wird
wegen des Zwiſchenrufes: „Amokläufer“, zur Ordnung gerufen.)
Faſt eine ganze Woche lang habe ich verhandelt, um mit der
Gewalt zu zögern. Die Behauptung, der Bürgermeiſter von
Lichtenberg habe an mich geſchrieben und mich um Zurückziehung
der Truppen erſucht, iſt unwahr. Schweren Herzens und in höch
ſter Rot habe ich mich am 9. März zur Anordnung des Stand-
rechtes entſchloſſen, aber ich durfte die Abſchlachtung einzelner
Soldaten nicht weiterdauern laſſen. Mögen die Raſenden, die das
Reich jetzt zerſtörn, wieder zur Vernunft kommen, damit ein
normaler Rechtszuſtand bald wieder eintreten kann. Was ge
ſchah, verantworte ich vor dern Staate, dem Lande und dem
Volke. Jch ſcheue das Urteil der Nation nicht. (Stürmiſcher BVei-
fall bei der Mehrheit. Zwiſchenrufe bei den Unabhängigen.)

Es folgt der Geſetzentwurf über die ruſſiſchen Zah-
lungsmittel. Jn der Debatte wendet ſich

bg. Haaſe (U. S.) gegen das Geſetz, das eine neue Feind-
jſeligkeit gegen die Sowietregierung darſtelle.

Finanzminiſter Schiffer: Der Rubel rollt in Deutſchland,
und zwar aus volitiſchen Gründen. Wir müſſen uns gegen dieſe
Vergiftungs- und Beſtechungsgelder wenden.

Das Geſetz wird in allen drei Leſungen mit einem Antrag der
Mehrheitsparteien auf Anmeldepflicht der Beſtände an ruſſiſchen
Zzahlungsmitteln angenommen.

Es folgen die
Abſtimmungen über das Sozialiſierungssgeſetz.

Paragravh 1 wird, nachdem ein Antrag der Unabhängigen, für
den auch die Mehrheitsſozialiſten ſtimmen, mit 163 gegen 135
Stimmen abgelehnt worden iſt, in der Ausſchußfaſſung ein
ſtimmig angenommen.

Bei S 2 wird der Antrag Auer, der die Entſchädigungspflicht
beſeitigen will, mit 165 gegen 135 Stimmen abgelehnt. S 2
wird hierauf in namentlicher Abſtimmung in der Kommiſſions-
faſſung mit 246 gegen 53 Stimmen, bei einer Enthaltung, ange-

Lette Nachrichten.

Rein mehrheitsſozialiſtiſches Kabinett in Sachſen.
Die ſächſiſche Sozialdemokratie hat beſchloſſen, die Regierung

allein zu bilden und die Demokraten nicht zur Regierungs
bildung heranzuziehen. Heute ſoll die Wahl eines Miniſter-
präſidenten erfolgen, der die Regierung zu bilden hätte.
Vorausſichtlich wird Dr. Grad nauer gewählt werden.

valdiger Frieden?
Weimar, 14. März. (Eigene Drahtnachricht.) Die

meiſten Mitglieder der h ſind geſtern abend
nach der Vertagung nach Berlin abgereiſt, von wo heute bis
zum Wiederzuſammentritt der Nationalverſammlung wieder
der Sitz der Reichsregierung ſein wird. Man ſprach geſtern
abend in Abgeordnetenkreiſe die Vermutung aus, daß die
Verſammlung möglicherweiſe ſchon wieder vor dem
25. März zuſammenberufen wird, da die Frie-
densver handlungen vielleicht ſchon bei Beginn der
iommenden Woche aufgenommen werden.

Keugufleben der Kampftätigkeit an der polniſchen Front.
Berlin, 13. März. An der polnſſch oberſchleſſſchenront Pattonilientolthereler, bei denen auch

Artillerie in Tätigkeit tritt. An der RNetzefront auch weiter-
z erhöhte polniſche Tätigkeit. Bei Groß-Reudorf rege
eindliche Patronillentätigkeit und Artilleriefeuer, das wir
ſchließlich erwiderten. Unſere Mannſchaſten, erbitiert über
die polniſchen Brüche des Waffenſtillſtandes, laſſen ſich nur
mit Mühe zurückhalten, ihrerſeits auch Streifzüge er unternehmen. Jm Baltikum wurden weitere Lert ritte ge
macht. Wir beſetzten Schaulen.

Lebensmittel in 6icht.

Mannheim, 13. März. Roch in dieſer Woche
wird ein Lebensmitteltransport von Rotterdam in Mannheim
erwartet. Am letzten Sonnabend ging eine Lebensmittelſendung
der Alliierten von Rotterdam nach Duisburg.,

Freiklorps Halle, die Univerſität und noch Etwas.
Zu dieſem Artikel werden wir von einem Studenten und

Jnacbsrigen des Freikorps Halle um Aufnahme folgender Zeilen
gebeten:

n Nr. 55 Jhres Blattes erſchien ein von einem Studenten
verfaßter Artikel: „Freilorps Halle, die Univerſität und noch
Etwas.“ Da ich als „Ziviliſt“ der erwähnten Studentenver
jammlung beigewohnt hab-, inzwiſchen aber beim Freikorps eingetreten in ühle ich mich verpflichtet denn es ſteht
wedl außer Zweifel, daß bei vielen Leſern derdurch den genannten Artikel der Eindruck erweckt iſt. als handele

ſich bei Bildung des Freilorps Halle um Gründung einer
gegenrevolutionären Bewegung, zu mindeſt, als könne ſehr leicht
eins ſolche daraus entſtehen im Namen meiner Kameraden
Sloendes zu entgegnen:

Volksſtimme“

derr die Arbeiterräte.

nommen werden.

nommen. Ebenſo, unter Ablehnung aller Abänderungsanträge,
der Reſt des Geſetzes.

Es folgt die
zweite Beratung des Kohlenwirtſchaftsgeſetzes.

Es liegen verſchiedene Abänderungsanträge vor. Außerdem be-
antragt die Kommiſſion eine Entſchließung, wonach der National-
verſammlung mit möglichſter Beſchleunigung der Geſetzentwurf
über die Arbeiterräte vorgelegt werden ſoll.

Abg. Dr. Weeland (Dem.): Jm Reichskohlenrat müſſen alle
Reichsteile berückſichtigt werden. Die Bergarbeiter bitte ich, nun
das ihrige zu tun.

Abg. Graf von Poſadowsky (Dn.): Tauſende von ſelbſt-
ſtändigen Exiſtenzen werden durch dieſes Geſetz zu Agenten des
Staates herabgedrückt.

Abg. Hendte (U. S. Das Geſetz enthält nur erbärmliche
Surrogate von dem, was die Arbeiter gefordert haben. Wir
lehnen es ab.

Abg. Oſterroth (Soz.): Die Unabhängigen ſind natürlich
gegen das Geſetz, weil es die Arbeiter beruhigt. Die
Bergarbeiter wiſſen aber ſelbſt, was ſie von den Unabhängigen
zu erwarten haben. Wir betrachten das Geſetz als eine Etappe
auf dem Wege zur Verſtaatlichung des Bergbaues. Hätten die
Herren von der Rechten zehn Jahre früher den Wert der HGewerk-
ſchaften gewürdigt, ſo hätten ſie ſich viel Spartak smus erſvart.
Die Bergarbeiter wollen Taten ſehen. Dieſes Geſetz iſt eine Tat

Abg. Koenen (U. S.): Unſere Anträge über die Einführung
der Arbeiterräte in das Geſetz ſind keine Phantaſien.

Arbeitsminiſter Bauer: Um kein Agitationsargument aus
der Hand zu geben.

lehnen die Unabhängigen das Geſetz ab und hetzen in alter
We.ſe weiter.

Abg. Wallbaum (Dn.): Ein Teil meiner Freunde ſtimmt
der Vorlage zu, da er glaubt, daß es noch gelingen kann, durchdie Anshührnnghverorbne gen einen Teil der ſchweren Bedenken

gegen das Geſetz zu beſeitigen. Unter Ablehnung aller Ab-
änderungsanträge werden darauf die einzelnen Paragraphen des
Geſetzes angenommen. ebenſo die Entſchließung der Kommiſſion

Darauf wird das Geſetz ſofort auch in
dritter Leſung gegen die Stimmen der Unabhängigen und des
größten Teiles der Rechten angenommen. Das Sozialiſierungs-
geſetz wird in dritter Leſung gegen die Stimmen der Rechten
angenommen. Damit iſt die Tagesordnung erſchöpft. Außerhalb
der Tagesordnung erhält das Wort

Miniſterpräſident Scheidemann: Preßnachrichten zufolge
wird von franzöſiſcher Seite in den beſetzten Gebieten eine über-
aus rege Propaganda betrieben. die auf eine

Losreißung rheiniſcher Gebietsteile vom Reiche

hinzielen. Die Reichsregierung ſieht darin einen durch keinen
Vorwand zu beſchönigenden Verſtoß gegen das allgemein aner-
kannte Nationalitätsprinzip und eine unerhörte Vergewaltigung
des einheitlich fühlenden deutſchen Volkes. Die rheiniſche Be
völkerung die nichts gemein haben will mit den eigennützigen
Beſtrebungen einzelner intereſſierter Parteien, iſt deutſch und
wird deutſch bleiben. (Stürmiſcher. Veifall.) Die Regelung des
Verhältniſſes des rheiniſchen Landes zum Reiche iſt eine rein
innere deutſche Angelegenheit. Lebhafter allſeitiger Beifall.)

Eine Entſch lie zung, die von allen Parteien unter-
zeichnet iſt und beſagt:

„Die Nationalverſammlung ſtimmt der Erklärung der Reichs
regierung zu und erincht die Regierung, dieſe Erklärung allge
mein bekannt zu mochen“,

wird einſtimmig angenommen.
Präſident Fehrenbach ſchließt darauf die Sitzung mit einer

Anſprache.
Nächſte Sitzung: Dienstag. 25. März. 3 Uhr.

—„-„”VöFVä—-

Jch will mich kurz faſſen und nur das Weichtigſte rein ſach
lich herausgreifen. Zunächſt möchte ich vorausſchicken: Der
Zweck der Studentenverſammlung galt nicht parteipolitiſchen
Zielen, ſondern der Aufgabe, zu beraten, wie auch wir Stu-
denten nach den traurigen Vorfällen der letzten Tage mit-
helfen könnten, die Ruhe und Ordnung in der Stadt ſicher zu
ſtellen. ohne unſer Studium allzuſehr zu ſchädigen.Der Verfaſſer meint dann: die 2—360 Stuventen, die ſich

bisher gemeldet haben, könnten z. B mit den Landesjägern
gehen, die übrigen alſo ungefähr 3000 würden im Bedarfs-
falle „wie ein Mann“ bereitgeſtellte Waffen ergreifen. Nehmen
wir mal an, es kännen von dieſen 3000 etwa 1000, das wären
acht Kompagnien Kompagnie zu 120 Mann gerechnet

al'o zwei Bataillone. Hier eine Frage an den
Wie denkt er ſich dies „Waffenergreifen“? Zur gründ-
lichen Organiſation von zwei Vataillonen iſt zu allermindeſteine Woche nötig; ich nehme aber nicht an daß die „Dächer-
helden“ ſolange warten werden. Jſt „Organiſation“ und
„Sicherheit in der Stadt gewährleiſtet, ſo werden wir je eher,
deſto licher unſer Studium wieder aufnehmen.

Noch eins. Der Verfaſſer ſchreibt dann weiter von unſerer
Parteizugehörigkeit. Jch meine: Ebenſo wie die Sozialiſten
unter dem alten Syſtem in der Rot ihre Pflicht für das Vater-
land erfüllt haben, ſo halten wir Freiwillige es ſind nebenbei
nicht nur Studenten es jetzt für unſere verdammte Pflicht und
Schuldigkeit, die Regierung in dieſen ſchweren Stunden zu unter
ſtützen. Jm übrigen find wir auf die Regierung ausdrücklich ver-
pflichtot.Waren dem Verfaſſer dieſe Tatſachen bekannt geweſen, ſo

hätte er wohl von feinem Artikel abgeſehen, und es wären keine
künſtlichen Gegenſätze hervorgekehrt in einer Zeit, wo alles,
was ſich für Ordnung einſetzt. zuſammenhalten ſollte. W. H.

G. P., Artern.
Hoffnung, daß die Sachen nicht zu lang werden

eeernnnennrre=velanntwachung.

Auf Veranlaſſung des Arbeiterrates hat der Magiſtrat die
Leitung und Durchführung der Wahlen für den nen zu bildenden
Arbeiterrat übernommen

Die Wahlen finden
am Sonntag, den 16. d. Mits., vorm, ä bis nachm. 2 Uhr

in den Wahlräumen ſtatt, in denen die Wahlberechtigten bei den
Stadtverordneten- Neuwahlen wählen konnten.

Zu wählen ſind 85 Mitglieder.
Wahlberechligt und wählbar ſind alle Perſonen beiden Ge-

ſchlechts, die in Halle wohnen, auch wenn ſie außerhalb in Arbeit
ſtehen, das 20. Lebensjahr erreicht haben und gegen Lohn oder
Cehalt veſchäſtigt ſind, ſofern das Jahreseinkommen 10 000 Mk.
nicht überſteigt.

Als Wahlausweis gilt eine vom Arbeitgeber ausgeſteltte
Beſcheinigung über Beſchäftigung und Lohn- bezw. Gehaltshöhe.
Formulare hierzu werden im Bureau VIII, Gr. Verlin 11, vorm.
s bis nachmittags 6 Uhr unenigeltlich abgegeben. Arbeitsloſe
Wahlberechtigte haben ſich durch Vorlage der Arbeitsloſenkarte
auszuweiſen.

Sämtliche Ausweiſe auch die Arbeitsloſenkarten ſind
von den Wahlberechtigten bei der Wahl abzugeben. Die Arbeits
loſenkarten können am Tage nach der Wahl im Vureau VIII,
Gr. Berlin 11, während der Dienſtzeit

h

wieder in Empfang ge

Die Wahl findet nach den Grundſthen der Verhältniswatz
mit Stimmzetteln in Liſtenform ſtatt, die dis zu 85 Ramen ent
halten können.

Die Stimmzettel (Liſten) ſind vor
Die Wahlvorſtände werden von 4 Mitgliedern gebildet, die

unter ſich einen Vorſitzenden, einen Schriftführer und 2 Beiſitzer
zu beſtimmen haben. Während der Wahlhandlung müſſen drei
dieſer Mitglieder ſtets anweſend ſein

Den Wahlvorſtänden liegt die Pflicht ob, die abgegebenen
Beſcheinigungen und Arbeltsloſenkarten bei der Wahl abzu
nehmen, nach Beendigung der Wahl zu zählen und mit der Zaßtz!
der abgegebenen Stimmzettel zu vergleichen. Darüber und über
die Geſamtzahlen der abgegebenen einzelnen Stimmen (Liſten)
ift ein Protokoll anzufertigen und von den Mitgliedern der
Wahlvorſtände zu unterſchreiben.

Das geſamte Material iſt unverzüglich nach Feſtſtellung de
Wablergebniſſes an das vorgenannte Bureau VII. das am
Wahltage bis 8 Uhr abends geöffnet ſein wird. abzuliefern

SHalle, den 13. März 1919. Der Magiſtrat.
Verordnung

über die Neuausſtellung von Zulaſſungsbeſcheinigungen für
Kraftfahrzeuge. (RGBl. S. 243.)

Auf Grund des Erlaſſes des Rates ver Volksbeauftragten
über die Errichtung des Reichsamts für die wirtſchaftliche De
mobilmachung vom 12. November 1918 (Reichsgeſetzbl. S. 1304)
und auf Grund der Verordnung der Reichsregierung über den
Erlaß von Strafbeſtimmungen durch das Reichsamt für die wirt
ſchaftliche Demobilmachung vom 27. November 1918 (Reichs
geſetzbl. S. 1339) wird verordnet, was folgt:

der Abgabe zu falten.

S 1vp.
s 2.

Mit Ablauf des 15, April 1919 verlieren ſämtliche Zu
laſſungsbeſcheinigungen und Kennzeichen. die auf Grund der Ver
ordnung über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Februar
1910 (Reichsgeſetzbl. S. 339) oder der Verordnung zur Aenderung
der ebengenannten Verordnung vom 23. Oktober 1914 Reichs
ge eszbl. S. 452) oder der Verordnung. betreffend Zulaſſung von
Kraftfahrzeugen zum Verkehr auf öffentlichen Wegen und Plätzen,
vom 25. Februar 1915 (Reichsgeſetzbl. S. 113) von zivilen oder
militäriſchen Stellen erteilt worden ſind, ihre Göltigkeit.

S 3.
Der Eigentümer eines gegenwärtig zum Verkehre zugelaſſenen

Kraftfahrzeuges kann bei der höheren Verwaltungsbehörde unter
Vorlegung der bisherigen Zulaſſungsbeſcheinigung die Erteilung
einer neuen Zulaſſungsbeſcheinigung und eines neuen Kenn-
zeichens beantragen. Während des Erneuerungsverfahrens
werden dem Antragſteller die bisherige Zulaſſungsbeſcheinigung
und das bisherige Kennzeichen belaſſen, jedoch nicht über den
15. April 1919 hinaus.

Fs 4 und 5 pp.
s 6.

Sämtliche Zulaſſungsbeſcheinigungen, die nicht bis zum
15. April 1919 Erneuerung gefunden haben, ſind nebſt den zu
gehörigen Kennzeichen einzugziehen. Die letzteren können den
Eigentümern zurückgegeben werden. nachdem ſie von der Stempe-
lung befreit und unkenntlich gemacht worden ſind.

S 7.
Kraftfahrzeuge, die nach dem 15. April 1919 auf öffentlichen

Wegen und Plätzen verkehren, ohne ordnungsmäßig zugelaſſen zu
ſein. können von den Demob' lmachungskommiſſfaren für verfallen
erklärt werden, gleichgültig, ob ſie dem der Verordnung Zuwider
handelnden gehören oder nicht.

s 8.

Kraft.
Weimar, den 21. Februar 1919.

Reichsminiſterium für vie n Demobilmachung.
oeth.

Bekanntmachung.

Die ſtädtiſche Kriegsküche nimmt am Montag, den 17. ds.
ihren Betrieb wieder auf. An dieſem Tage beginnen auch wieder
die Schulſreiſungen. Der Markenverkauf für die Kriegsküche
beginnt am Sonnabend, den 15. Märs, vorm. 11 Utr, in
den Ausgabeſtellen.

Der Magiſtrat.Halle, den 13. März 1919.

Lebensmittel-Kalender.
Der Verkauf von Quark erfolgt am Sonnabend, den 15. März

auf den Abſchnitt 10 für die eingetragenen Kunden bei dem
Milchhändler Kraneis, Dieskauer Str. 6. Auf jeden Abſchnitt
wird Pfund abgegeben. Die abgetrennten Abſchnitte ſind
bis 18. März abzuliefern.

Seefiſchverkauf, Auf Grund der Bundesratsverordnung vom
25. Sept. /4. Nop. 1915 wird der Verkauf der der Stadt über
wieſenen Seefiſche wie folgt geregelt: Der Verkauf wird am
Sonnabend früh in den einſchlägigen bekannten Geſchäften fort-
geſetzt. Für jede Perſon eines Haushaltes kann ca. ein halbes
Pfund abgegeben werden. Die Preiſe der einzelnen Sorten find
in den Heſchäften deutlich ſichtbar angebracht. Der Verkauf er-
ſolgt auf Warenbezugsſcheine Nr. 18, Abſchnitte 250. Zugelaſſen
zum Einkauf werden die Jnhaber der Nummern der Lebens-
mittelſcheine 12 001-—59 000, ſofern ſie noch im Beſitze des ge
nannten Warenbezugsſcheinabſchnittes ſind. Wegen Papier-
mangels wird das Publikum erſucht. Papier oder Taſchen. Retze,
Körbe uſw. mitzubringen. Die Verkäufer ſind verpflichtet. die
Abſchnitte 250 der Warenbezugsſcheine 18 abzutrennen und zu
Hunderten gebündelt im Stadternährungsamt. Zimmer 11, ab-
zuliefern. Zuwiderhandlungen werden gemäß der eingangs er-
wähnten Bundesratsverordnung beſtraft. Auch kann vie
Schließung des Geſchäftes oder die Entziehung des weiteren
Verkaufs der ſtädtiſchen Ware verfügt werden.

Städtiſcher Verkauf von Heringen in der Talamtſchule am
Sonnabend den 15. März. Zugelaſſen zum Einkauf werden die
Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 27 900 bis
zurück 21 501 vorm. von 8-1 Uhr. Für die Perſon eines Haus
haltes können ca. 110 Gramm zum Preiſe von 30 Pfennigen ab
gegeben werden. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Ab-
gezähltes Geld iſt bereit zu halten. Papier oder Taſchen ſind
mitzubringen.

Diejenigen Jnhaber von Kleinhandels en, welche
Kundenliſten eingereicht haben. werden hierdurch aufgeforderi,
bei den von ihnen gewählten Großfirmen den in nächſter Woche
zum Verkauf gelangenden Kaffee-Erſatz am Sonnabend, den 15.,
und am Montag, 17. März. abzuholen. Bekanntmachung
über Regelung des Verkaufs erfolgt ſpäter

Es wird nochmals darauf hingewieſen, daß die Friſt zum
Beſtellen der Saatkartoffeln am 15. 3. 19 bezw. am 29. 3. 19 ab-
läuft. (Vergl. Bekanntmachung vom 25. Februgr.) Anträge
können nur mündlich unter Vorlage des. Lebensmittelſcheines
und einer Veſcheinigung über des gevachtete Ackerland im Stadt
ernährungsamt, Saal links. 1 Treppe Kartoffelkartothek
geſtellt werden.

Salle, den 14. März 19109. Der Maglſtrat.

d en

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung i



Aufrufzur Bildung des

Wachtregiments Halle a. S.
1. Das bisherige „Sicherheſtsregiment“ in fialle a. S. ist aufgelöss. An seiner Stelle wird

ein „Wachtregiment Halle a. S.“ durch das Garnisonkommando aufgestellts.

z Aufgaben des Wachtregiments:
Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung, Sicherung militärischer Anlagen, Schutz der öffent-
lichen Sicherheit, des Verkehrs und des privaten und staatlichen Eigentums.

3. Das Regiment gliedert sich in einen Stab und vier Abteilungen.
Die 1. Abteilung stellt das Feldartl.- Regt. 75. auf,
die 2. Abteilung und den Stab das Füsilier-Regt. 36,
die 3. Abteilung das Garnisonkommando (8. Division),
als 4. Abteilung wird die bisherige 5. Sicherheitskompagnie (Lebensmittelwacht-

kompagnie) zunächst dem Wachtregiment angegliedert.
2 Die Abteilungen setzen sich zusammen aus aktiven Offizieren und Unterofflzieren, s0-

wie zuverlässigen gedienten Freiwiſligen der beiden Regimenter und freiwillig sich meldenden,
unbescholtenen Angehörigen der Stadt Halle a. S., die mindestens ein halbes Jahr im Felde
waren.

5. Aktive Angehoörige der beiden Regimenter melden sich zum Eintritt in die Wachtaobfeillungen bei den in
den Kaosernen errichteten Geschäſftszimmern der Wachtabteilungen.,

Alle Freiwilligen, die nicht den beiden Reqimentern der Gaernison Halle a. S. angehören und
sich zum Eintritt in das Wachtregiment melden, haben sich beim Garnisonkommando, Wettiner Hof“,Zimmer Nr. 9, von 9-12 Uhr vormittags und von 2-5 Uhr naohmittags einzufincien,
wo Sie weitere Weisung erhalten,

6. Alle Angehörigen des aktiven Heeres sind vorläufig als zum Wachfregiment abkommandifert zu befrachten. Alle
dem Wachtregiment Angehörigen sowohl aktive, sowie die des Beurlaubfensfandes ohne Rücksicht darauf, ob
sie ihrem Dienstgrad entsprechend Verwendung finden, erhalten das Gehalt bezw. die ihrem Dienstgrad zustehende

Löhnung und ausserdem täglich 5.00 Mark Zulage.
7. freiwillige, die über eine Uniform verfügen, haben diese mitzubringen. Sie wird vom Staate nach dem Ab-

schätzungswert käuflich übernommen. Die weifere Ausrüstung und Bewaffnung, die Unterhunft und Verpflequng er
folgt durch das Garnisonkommando im Benehmen mit dem fFüsilier- Regiment 36 und Fel Jaril.- Regiment 75.

Die Freiwilliqen werden vom lage des Dienstfaniritts zunächst auf vier Wochen verpflichtet, sodann steht 14fägiges
Kündiqungsrecht beiden ſeien zu.

Unbedingter Gehorsam wird zur Pflicht gemacht. Vergehen gegen die Disziplin sowie unmilifärisches Ver-
helfen hoben die solortige Entlassung ohne Kündigung zur Folge.
kann eine Lösung des Dienstverhältnisses stoftfinden.

Für die aktiven Offiziere und Unteroffiziere wird besonders darauf hingewlesen, dass aus diesem
Wochtregiment spöter die von der Regierung und Nationolversaommlung in Aussicht genommene Relſchs-
wehr nach Auflösung des Heeres gebildet wird und die jetzt sich Meldenden in erster nie Anrecht auf
die Einstellung in die Reichswehr erhalten.

9, Alle Angehörigen des Wachtregiments werden auf folgende Formel durch Handschlag
und Unterschrift verpflichtet:

„ich verpflichte mich, der Reichswehr nach bestem Wissen
und Gewissen als Soldat zu dienen. Ich trete ein für die
Durchführung der von der Nationalversammlung beschlos-
senen Gesetze“.

10. Die bisherigen Armbinden des Sſcherheifsregiments werden als unqultig erklärt.
Des Wachtregiment wird ein besonderes Abzeichen am Kragen erholten,

Um wvielseiligen Wünschen geredit zu werden, wird die Bestimmung der Nr. 4 des Aufrufs zur Bildung des Wodiregimenfs Holle e S
beir. Einsfelſung Freiwilliger der Stadt Halle dahin obgeändert, daß euch Freiwillige der näheren und weiferen Umgebung von Haolle, die sich
eines qufen Leumunds erfreuen, in das Wachireqiment aufgenommen werden können.

Freihr. von Massen bach, Generalmailor u. Garnisonültester.

Auf Grund dringender höäuslicher Verhältnisse
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 58. Halle, Freitag, den 14. März 1919, 3. Jahrgang.

Lolules und Provinzielles.

Halle. 14. März 1919.

Wählt zum Arbeiterrat!

Am Sonntag wird zum Arbeiterrat
gewählt. Wahlberechtigt find ſämtliche über 20 Jahre
alten Perſonen, Männer wie Frauen, welche ſich in
irggendeinem Arbeits oder Angeſtelltenverhältnis be
finden und als ſolche ein Einkommen von nicht mehr
als 10 000 Mark beziehen. Es dürfen an der Wahl alſo
teilnehmen nicht nur die Arbeiter und Angeſtellten pri-
vater Betriebe, ſondern auch ſämtliche im Staats und
Gemeindedienſt befindlichen Perſonen. Die Wahl findet
in der Zeit von 9 Uhr vormittags bis 2 Uhr nach-
mittags ſtatt, und zwar in denſelben Lokalen wie bei
den Stadtverordneten wahlen. Es iſt heiligſte
Pflicht für jeden, das Wahlrecht gerade
bei dieſer Wahl auszuüben. Um das zu
können, muß der Wähler oder die Wählerin einen Aus-
weis mitbringen über Beſchäftigung und Lohn- bezw.
Gehaltshöhe. Dieſer gilt als Legitimation. Der Ar
beitgeber iſt zur Ausſtellung des Anusweiſes verpflich
tet. Es ſind 85 Arbeiterräte zu wählen! Kein Ar
beiter, Beamter, Verkänfer, Dienſtmäd-
chen, Kontoriſt, kein Angeſtellter irgend-
eines ſtaatlichen, ſtädtiſchen oder pri-
paten Betriebes darf fehlen!

Beachtet die Bekanntmachung in heu-
tiger Nummer.

Gebt alle eure Stimme
der Liſte der Mehrheitsſozialiſten.

Sie beginnt mit dem Namen

Kleeis.
Oeffentliche Wählerverſammlung. Wähler zum Arbeiter

rat! Am Sonnabend, den 15. März, pünktlich 6 Uhr 30 nachm.
findet im Goldenen Hirſch eine Wählerverſammlung des Orts-
vereins Sozial demokratiſchen Partei Deutſchlands ſtatt.
Auf der Tagesordnung ſteht ein Referat des Gen. Dreſcher
über Stellungnahme zur Wahl des Arbeiter-
rats, eine ſreie Diskuſſion ſoll ſich anſchließen. Wähler
und Wählerinnen, die noch irgend welche
Zweifel hegen, erſcheint und ſtimmt am Wahl-
tage geſchloſſen für unſere Liſte, ſie beginnt
mit dem Namen Kleeis!

Exweiterutig des Belagerungszuſtandes. Der Befehl von
Heneral Maercker über Erweiterung des Belagerungszuſtandes
iſt nunmehr durch Anſchlag und Bekanntgabe unter Trommel-
ſchlag erfolgt. Er umfaßt, wie ſchon mitgeteilt die folgende
Linie, wobei Orte, die von den Linien vurchſchnitten werden, als
innerhalb der Bezirkes gelegen anzuſehen ſind: Könnern
Seeburg Schgfſt ad M üch in DürrenbergSchkeudiz Delit ſich Bitterfeld Wolfen b i s
zur Grenze von Anhalt, dieſer folgend bis zum
Schni Anktt mit der Straße Könnern --Bex-
witz röbzig Könnern. Die Artikel 5. 6., 7, 36 der
preußiſchen Verfgfſung werden gleichzeitig außer Kraft gefetzt und
die S 9 und u des Geſetzes über den Belagerungszuſtand zur
Kenſtnis gebracht. Den Offizieren und Oberjägern des Frei-
willigen Ländesjäger-Korps werden die Rechte von Polizeibeam-
ten und Hilſebegmten der Stagisanwoltſchaft verliehen.

Befehl zur Abliefernng von Schuhwaffen. Alle Schußwaffen
und alle Mutition aus Heeresbeſtanden (Gewehre, Karabiner,
Piſtolen; Maſchinenpiſtolen, Revolvergeſchütze aller Art, Maſchi-
nengewehre, Handgranaten, Gewehrgranaten, Minenwerfer und
Flammenwerſer). die im Veſitze dazu unbefugter Perſonen ſind,
nd bis zum 15. März. 6 Uhr abends bei der Polizei abzugeben.
Schußwaffen aus Heeresbeſtänden ſind auch die im Inlande be-
findlichen àus feindlichen Heeresbeſtänden ſtammenden Schuß
waffen. Die Ablieferungspflicht erſtreckt ſich ferner auf ſonſtige

moderner Konſtruktion ſowie dazu gehöriger

Ausbeu der öfſentlichen Arbeitsnachweiſez. Eine der drin-
gendſten Aufgaben der neugewählten Gemeindevertretungen iſt
tatkräftige Jnangriffnahme des Ausbaus der öffentlichen Ar-
beitsnachweiſe. Ganz abgeſehen von allgemein wirtſchaftlichen
und ſteuerpolitiſchen Geſichtspuntten haben die Semeinden Heute
infolge der großen finanziellen Laſten durch die Erwerbslofen-
fürſorge das größte Jntereſſe an einem guten und erfolgreich
kätigen Arbeitsnachweis. Die Provinz Sachſen und Anhalt
ſtehen zwar in der Entwicklung des Arbeitsnachweisweſens mit
an erſter Stelle im Deutſchen Reich, da faſt alle Kreiſe und
großeren Städte des Begirks öffentliche Arbeitsnachweiſe be
gründet haben: deren Tätigkeit leidet aber vielfach noch darun
ter. daß das Perſonal und die Räume für die an den Arbeits
nachweis geſtellten Anfarderungen nicht ausreichen. Jn dengrößeren Sladten hat ſich beſonders bei der jetzigen ſchwierigen

Lage des Arbeitsmarktes der Mangel einer Dezentraliſierung
fühlbar gemacht, der ſich nicht auf die Errichtung genügender
Fachabteilungen beſchränken darf, ſondern auch auf die Schaf-
fung von Zweigſtellen in den Vororten, namentlich in den in
duſtriellen, erſtrecken muß. Hierdurch wird eine Teilung der
Maſſen der Arbeitſuchenden und damit eine individuelle Geſtal-
tung der Vermittlung, beſſerer Erfaſſung des geſamten Arbeits-
marktes, ein erhöhter Ausgleich von und Nachfrage und
eine erfeigreichere Bekämpfung der Ar e We

Verpflegung der Stadtarbeiter auf dem Lande. Durch eineS Zu des Reichsernährungsamtes ſind dem Land-
arbeiter, der in Kſtperſorgungsbetrieben arbeitet, Zulagen zur

Lebensmittelration bewilligt worden. die vorausßchtlich einen
beträchtlichen Anreiz auf die Aufnahme der Landarbeit durch die
ſtädtiſchen Arbeiter ausüben dürften. Wie wir nun vom Reichs

ernährungsamt erfahren, beträgt die Wochenration für Kar-
toffeln für den Landarbeiter 7 Pfund (außerdem zur Brotſtreckung
600 Gramm). Die Fleiſchration 500 Gramm die

Buttermenge 100 Gramm. Der Landarbeiter, ſoweit
er iſt, erhält ferner monatlich 9 Kilogramm Brot-

etreide, 2 Kilogramm Gerſte, Hafer und Mais, ein Kilogramm
ülſenfrüchte. Endlich werden ihm r das ganze Wirtſchafts

jahr an Buchweizen zugewieſen 25 Kilogramm, an Hirfe 10 Kilo
gramm und an Grünkern 3 Kilogramm.

Die Wiedereinführung der Sommerzeit. m Reichsamt
des Jnnern werden zurzeit Beratungen ber die Wiederein-
führung der Sommerzeit gepflogen. Die Sommerzeit ſoll im
Laufe des Monats April wieder eingeführt werden.

W Selbſtmord. Ein nervenleidender Kaufmann ſtürzte ſi
gxſtern früh aus ſeiner Wohnung an der Reuen Promenade audie Straße hinab und verſtarb 9poſort Die Leiche wurde nach

dem Südfriedhof geſchafft.
e e noch Schieherei. Jn der vergangenen Nacht fand

eine heftige Schießerei in der Richtung der Mansfelder Straße
tatt. Auch in der Ludwig-Wucherer-Straße, in der Friedrich
iraße und im ſüdlichen Stadtteil fielen wiederholt Schüſſe. Jn
er Straße Schlamm wurde auf eine Militärpatrouille, und von

in der Nähe der Marienkirche nach dem Marktplatze
geſchoſſen.

Der Verwalter des „Volksparks“, Emil der wie
ſeiner Zeit berichtet, wegen aufgefundenen Waffen in Haft ge
nommen war, iſt zu einem Jahr Gefängnis verurteilt worden.

Die Handwerker- und Kunſtgewerbeſchule nimmt für das
Sommerhalbjahr 1919, in dem der Lehrbetrieb in vollem Um-
fange wieder aufgenomen wird, vom 24. bis 29 März, vorm.
von 11--1, nachmittags von 5—6 Uhr Anmeldungen in der Direk-
tion entgegen. Beginn des Unterrichts: 31. März, vorm. 8 Uhr,
Es ſind Aoteilungen für Kunſtgewerbe, Kunſthandwerk, Raum-
kunſt und Architektur, Malerei und Graphik, Bildhouerei, Bau-werbe und ahvinenvan eingerichtet Nähere Auskunft über
Einteilung und Lehrplan erteilt die Direktion der Anſtalt zu
obengenannren Zeiten.

Anmeldungen zum Beſuch der neu zu errichtentenden
ö'fontlichen und höheren ſtädtiſchen Handels-
ſchule für männliche Perſonen werden noch bis zum Mon-
tag, den 17. März im Amtszimmer des Direktors, Sophienſtr. 37,
entgegengenommen. Das Schulgeld für die öffentliche Handels
ſchule beträgt jährlich 159 Mk für die t ere Handelsſchule
240 Mk. Rähere Auskunft erteilt der Direktor.

Kriegsunterſtützungen.
Die Auszahlung der am 16. r u Kriegsunter-

findet erſt am 18. März, der am I. April fälligen erſt am
3. April durch die zuſtändigen Herren Armenpfleger ſtatt.

Stadtbad. Die Wiedereröffnung der Brauſe- und Wannen-
bäder im Stadtbad erfolgt Sonnabend, den 15. März.
Badezeit von vorm. 83 bis abends 618 Uhr.

Die ſtädtiſche Kriegsküche nimmt am Montag, den 17. ds.
ihren Betrieb wieder auf. Siehe auch unter Bekanntmachungen.

Stadttheater. Heute Freitag, gelangt Roſſinis Oper „Der
Barbier von Sevilla“ erſtmalig zur Aufführung. Sonnabend
„Die Roſe von Stambul“, Sonntag „Carmen“, Montag „Das
Dreimäderlhaus“. Erſatzanſprüche für zu den ausgefallenen
Vorſtellungen gelöſten Tageskarten wollen bitte ſpäteſtens bis
incl. Sonnabend, den 15. d. M. an der Kaſſe des Stadttheaters
geltend gemacht werden.

Zoolosiſcher Garten. Am Sonntag nachm. 328 Uhr findet
Konzert vom Görlach- Orcheſter unter Leitung des Muſikdirektors
H. Görlach ſtatt. Die Eintrittspreiſe betragen für Erwachſene
50 Pf., für Kinder 20 Pf., Militär ohne Dienſtgrod zahlt norm.
10 Pf., nachm. 20 Pf. (Siebe Anzeige.)

vezirk Merſeburg-Erfurt-Anhalt.
Lehrer und Lehrerinnen (Seminariſten und

Akademiker) aller Grade in und außer Stellung, die auf
dem Boden des Erfurter Programms ſtehen und in
Mitteldeutſchland Zuſammenſchluß zu notwendiger Ar-
beit für Volk, Beruf und Stand wünſchen, bitte ich um
Anſchrift und Organiſationsvorſchläge.

Karl Schulz e, Lehrer,
Bad Schmiedeberg (Bez. Halle).

Merſeburg. Gegen den Generalunſinn. Ein Ar-
beiter ſchreibt uns: Kaum haben ſich die letzten Wellen des Ge-
neralſtreiks geglättet, ſo ſetzt ſchon wieder in den einzelnen Be-
trieben eine rege Agitation für einen neuen vorausſichtlich am
26. d. M. heginnenden größeren Generalſtreil für ganz Deutſch-
land ein, mit den ausgeſprochenen Zielen: Sprengung der Na
tionaglverſammlung, Sturz der jetzigen Regierung und Bezahlung
der Streiktage ſowie Errichtung der Räterepublik. Es iſt wohl
jedem aufgeklärten Arbeiter klar, daß dies die ſozialiſtiſchen
Intereſſen ungemein ſchädigen würde. Es gilt nun für alle die-
jenigen Arbeiter- und Arbeiterinnen, r mit dieſem Vorgehen
nicht einverſtanden ſind. mutigz dagegen Stellung zu nehmen, es
darf nicht wieder vorkommen, daß eine kleine Gruppe von un-
verantwortlichen Leuten die große Mehrheit in den Vetrieben
von ihrem Selbſtbeſtimmungsrecht ausſchaltet. Jeder Ar
beiter und jede Arbeiterin muß mit Energiedarauf dringen, daß in Betriebsverſammlun-
gen die geheime Abſtimmung reſtlos durchge-
führt wird, damit es nicht wieder vorkommt, daß rin großer
Teil der Arbeiterſchaft gezwungen an dieſen Machenſchaften teil
nimmt. Jeder einzelne Arbeiter und jede Arbeiterin muß ſich
klar darüber ſein, daß die ſpartakiſtiſchen Machenſchaften uns nicht
zum Vorteil gereichen. Diejenigen Teile der Bevölkerung. die
auf derr Boden der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands
ſtehen, haben die Pflicht, ſich rückhaltslos über dieſe neue ſchwere
Erſchütterung unſeres ohnehin ſchon jetzt r Wirtſchafts
lebens auszu'prechen, nur dadurch iſt es mößlich unſere ganze
Volkswirtſchaft ſowie die Ernährung vor dem Zuſammenbruch
zu retten. Es hieße, feige zu handeln, wenn wir uns diesmal
wieder überrumpeln ließen und neues Unglück über unſere Frauen
und Kinder kommen laſſen, denn mit Sozialismus hat
dieſes Vorgehen jener politiſchen Drahtzieher
abſolut nichts zu tun. Deshalb Volksgenoſſen
mutig auf die Schanzen mit der Parole: „Gegen
den Generalſtreik.“

Brachſtedt. Am Plittwoch, den 12. März fand im Hebold-
chen Lokale eine außerordentliche Generalverſammlung des hie-en Sozialdemokratiſchen Vereins ſtatt, welche er t beſucht
war. Nach Eröffnung der Verſammlung Hielt noſſe Lehrer
Paul Blume einen Vortrag über den Ausfall der Gemeindever
treterwahlen, indem er ausführte. daß eine ſozialiſtiſche Mehr-

eit nur dadurch nicht zuſtande gekommen iſt, weil 80 Stimm
der arbeitenden Stände ihr Wahlrecht nicht e

hätten, während von der gegneriſchen Seite alles aufgeboten
wurde, um dem Sozialismus eine Riederlage zu bereiten. Da der
Vorſitzende Richter den Vorſitz unter den ſich in Brachſtedt ent-
wickelnden Verhältniſſen nicht mehr führen zu können glaubte,
ging aus einer Neuwahl der n W n
erſter Vorſitzender hervor. Nach einer Anſprache neuen Vorple bisher für den Verein und für die Volksſtimme zu

agitieren, denn nur dieſe ſei die Vertreterin des
ozialismus, ſchloß er die Verſammlung.

Delitzſch, 14. März. Verkauf von Morgentrank.,
Am Sonnabend, den 15. März, wird auf die Lebensmittelſcheine
Nr. 1001--1740 in den 4 Drogengeſchäften von Jmmiſch, Per-
nitzſch, Reime und Spiegler Morgentrank, das 250 Gramm-Päckchen
zu 45 Pfennig in der Weiſe abgegeben, daß Haushaltungen von
1-2 Perſonen 1 Paket, 3--4 Perſonen 2 Pakete, Verſonen
3 Pakete und 7 und mehr Perſonen 4 Patete erhalten. Die er-
folgte Abgabe iſt vom Verkäufer durch unverwiſchhäres Ein
ſchreiben eines „M“ und des „Datums“ in die C-Spalte zu
kennzeichnen.

Uebigau. Am Sonntag, den 9. d. M. wurde hier ein Ort s-
verein der S. P D. gegründet. Nach einem Vortrage des
Genoſſen Mannke über: „Was iſt und was will der Sozialis-
mus“ traten ſofort 50 Genoſſen bei. Die Stadtverordneten
wahlen fielen nicht ſo günſtig aus, wie wir gehofft, was wohl
vor allem der ſchwachen Beteiligung zuzuſchreiben iſt. Verter
lung der Sitze: Sozialdemokratiſche Partei 3, Beamtenliſte
und vürgerliche Parteien 5 Sitze. Wir hoffen, daß die hieſige
ſah bie Cruppe bald weiter anwachſen wird. Am Frettag

konſequenten

et die erſte Sitzung des neuen Stadtverordneten-Koſleginms
ott.

Stolbe Ein Familienfeſt des hieſigen Sozialdemo-
kratiſchen Vereins ſand am Sonntag, den 9 d. M. unter le
Hafter Teilnahme der Genoſſen ſtatt und legte beredtes Zeugnisab für die Einigkeit der hieſigen Arbeiterſchaft. Wir freuen uns,
daß es der regen Tätigkert einiger Genoſſen. beſonders des Ge
noſſen Beideweiſter. gelungen iſt, unſeren Verein, der ſchon 159Mitglieder zählt, ſo 559 zu bringen und hoffen, daß er ſich wei

ter zum Wohle der Arbeiterſchaft entwickeln wird.

Parteinachrichten.

Am 29. März wird in Weimar eine gemeinſchaftliche Sitzung
des ſozialdemokratiſchen Parteivorſtandes, der ſozialdemokrotiſchen
Fraktion und des ſozialdemokratiſchen Parteiausſchuſſes ſtatt.
finden. Es ſollen alle ſchwebenden Fragen beſprochen werden.insbeſondere will man ch darüber ſchlüſſig werden, ob ein
ſozialdemokratiſcher Parteitag einberufen werden ſoll oder nicht

Gewerhchaftliches.

Achtung! Land- und Waldarbeiter.
h e Vorſtand des Landarbeiterverbandes wird uns ge
ſchrie ben

Die freigewerkſchaftliche Organiſfation für alle in der Land
und Forſtwirtſchaft beſchäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen i
der Deutſche Landarbeiter-Verband, Sitz Berlin, i
platz 1 II. Es beſteht außerdem noch ein Zentralverband der
Forſt-, Land und Weinbergsarbeiter Deutſchlands mit dem Sitz
in Bielefeld. Letzterer Verband gehört zu den chriſtlichen Ge-
werkſchaften. Vorſitzender iſt Franz Behrens, konſervativer Ab-
geordneter der Deutſchen Nationalverſammlun Dieſer chriſt
liche Verband hat bis zum Ausbruch der Revolution immer
ſeinen chriſtlich- nationalen Charakter gefliſſentlich betont. Jetz
ſtellt dieſer Verband das Chriſtlich- Nationale zurück und bezeichne:
ſich als demokratiſche Gewerkſchaft. Ferner wird von jener Seite
die unwahre Behauptung verbreitet, im freigewertkſchaftlichen
Landarbeiterverband müßte jedes Mitglied ſozialdemokratiſch
ſein. Es haben ſich ſchon viele Land- und Waldarbeiter dadurch
beirren laſſen und ſind in den chriſtlichen Verband eingetreten.
weil ſie annahmen, es ſei eine freigewerkſchaftliche Organiſation.
Das beweiſen die Hunderte von Uebertritten, die dieſe irregeführ
ten Kollegen nach kurzer Mitgliedſchaft in dem chriſtlichen Zeutralverband zum Deutſchen Landarbeiterverband vollzogen haben.

Wir bitten alle Gewerkſchaftsgenoſſen, Vorſtehendes zu beachten
und die Land und Waldarbeiter entſprechend aufzuklären.

Küuxmſſt und Wiſſenſchaft.

Stadttheater.
Am Donnerstag ging die erſtmalige Wiederholung der hier

r mehreren Jahren nicht mehr gegebenen Anzengruberſchen
uernkomödie „Der G'wiſſenswurm“ über die Bretter,Den erfahrenen Hialektiker, der dieſe urwüchſigen, oberbayeriſchen

Volksſtücke am liebſten nur von den „Schlierſeern“ oder den
„Tegernſeern“ ſich vorſpielen ließ, wird vielleicht dieſe Neuein-
ſtudierung in unſerm Stadttheater nicht ganz befriedigt haben.
und unſere heimiſchen Künſtler hatten denn auch mit der Aus-
ſprache des ſüdoeutſchen Jdioms manche Schwierigkeiten zu be-
kämpfen. Wo aber die Regie (Theo Modes) ihre darſtellenden
Kräfte mit ſoviel Natürlichkeit ins Treffen führt, ſieht man gern
über den obigen Mangel d wege zumal in einer mitteldeutſchen
Stadt iſt es weit beſſer, den Dialekt Anzengrubers zu mildern.
wie es bei der hieſigen Aufführung geſchah.

Den alten, vom G'wiſſenswurm geplagten Grillhofer gab
Willi Schur fehr anſchaulich, eine ſchöne Probe ſeines vielſeitigen
Talents. Eugen Teuſcher kann ſeinem verſchlagenen Erbſchleicher
Duſterer kaum eine beſſere Leiſtung hinzufügen. Dieſe Figur
war echt bis ins kleinſte Teilchen und vermied auch die Ueber-
treibung, zu welcher ſich die meiſten Darſteller dieſer Rolle ver
leiten laſſen. Ein prächtiger Burſche voll Treuherzigkeit und
kraftrollem Jmpuls war der Waſtlk von Adolf Rehbach und in
Erika Michael hatte er eine vollwertige Partnerin. Vom erſten
Auftritt an, wo ſie ſich in ihrer überquellenden Lebensfrende
in den Heuhaufen wirſt (der übrigens einem Haufen Dörrgemüſe
nicht unähnlich ſah) hatte ihre Horlacherlies gewonnenes Spiel.
Bezüglich der Kleidung hätten Waſtl ſowohl als die Horlacherlies
vielleicht etwas realiſtiſcher ausſchauen können. Von den übrigen
Mitwirkenden ſind als gute Bauerntypen zu nennen Dora De-
bicke (Rosl), Konſtantin Jarocki (Poltner), Otto Tiedemann und
Georg Lippert als Ratzl und Hanns. während die Bäuerin von
der kahlen Lehnten (Charlotte v. Durand) wie der Fuhrknecht
Leonhardt (Theo Schmaus) etwas zu matt c ä waren.
Die geſtellten Bühnenbilder erfreuten jedes Auge. Daß man
für die Begleitung der Geſänge nicht die Originalmuſik mit
kleinem Orcheſter beibehalten hatte, war recht ſchade. Die Auf-
forderung an den hinter der Bühne unſichtbar vpoſtierten Zither-
ſwieler „Spiel uns auf. Bauer“ ſchmeckte doch zu ſehr nach dem
„Bratwurſtglöckle“. Der Beſuch war (wohl infolge des zeitigen
Beginns der Vorſtellungen) recht ſchwach, was im Jntereſſe des
guten Stückes bedauerlich, aber auch begreiflich war. Wor.

Aiterutur.

Kommunalpolitiſche Literatur. Ein Berzeichnis
der auf dieſem Gebiete erſchienenen ſozialiſtiſchen Lite-
ratur hat die Buchhandlung Vorwärts, Berlin SW. 68,
Lindenſtraße 3, herausgegeheß
dort bezogen werden.

Es kann koſtenfrei von

n
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Auf Grund des von mir erklärten Belagerungszustandes verordne ich:
Alle Schuss waffen und alle Munition aus Heeresbeständen (Gewehre,

7

r

Carabiner, Pistolen, Maschinenpistolen, Revolvergeschütze aſſer Art,
faschinengewehre, Hancgranaten, Gewehrgranaten, Minemvwerfer und

ammemwerfer), cie im Sesitze dazu unbefugter Personen sind, sind

vis 2um 48 a Wz März, 5 Uhr abends,
el der Polizei abzugeben.

Schusswatten aus fleereshestäöncen sind auch die im inland be
indlichen, aus feindlichen Fieeresbeständen stammenden Schusswaffen,

Die Ablieferungspflüicht erstreckt sich ferner auf
sonstige faustfeuerweffen moderner Konstruktion
sowie dazu gehöriger Munition.
anzubringen.

13. )anusr 1919, Peichsgesetzbatt Seite 31.

Walhallia-
Operotten Theater.
Anl. .6. Ende 9 Uhr.
Dfe fagchingrtee.

S0onntaFrau Rolle.
Kl. Pr. Kinder halbe Preise.

6 Uhr haschingstee.on Kasse 10-1 u. 46.

Sonnabend, d. 15. März 1919
Anfang 5 Uhr, Ende 8 Uhr

Die Rere, von Stambul

Operette von Leo Fall.
Sonntag:

Carmen.

e O c 8
Sonntag, den 16. März 1919.,nachmittags 3 Uhr:

Konzert
vom

Görlach-Orchester.
Leitung

J Mufſikdirektor H. Görlach.
t Erntrittspreiſe:

ſterAn diesen Waffen ist 2wecks späterer Rückgabe der Name des Einliefornden sichtbar und dauerha
rer

J e haDer bisherige unbefugte Besitz bleibt straflos, wenn die Abliefe
rung bis zu dem oben eangegebenen Zeitpunkte erfolgt. m

wer nach Ablauf der Abllieferungs flicht im unbefugten Eesiiz von Waffen oder Munition der im Absatz 1 bezeichneten Art ve- felittroffen wird, wird mit Gefängnis bis zu Jahren und mit Getdstrafe bis zu fiunderitausend Mark cder mit einer dieser Strafen hbestraſt, J en
Soliten die Waffen oder die Muniticn zu Gewaiiſstigkeiten gegen Fersonen oder Sachen verwendet werden, s0 ist ciie Straſe Zuchthaus I er
bis zu 5 3ahren, bei mitdernden ümständen Gefängnis nicht unter 3 Monaten. S 3 der Veroränung über den Waſſenbesitz vow 7

Dieser Befehl ergeht im interesse der öffentlichen Sicherheit, und seine Uebertretung vird, soſern nicht die obenstehendepr
trafen verwirkt sind, nach g 9b des Gesetzes über den Belagerungszustand bestraft. S

Halle a. S., den 13. März 1919. e9Je7. Maercker, rGeneralmajor und Kommandeur des Freiwilligen Landes]äger-Korps. faſt
4 WS Alte Sozialdemokratiſche Partei Halle.

7 Ebert Scheidemann.e 2 J Wähler zum Arbeiter-Rat? zSonnabend, den 15. März, abends punkt 6,30 Uhr, im „Goldenen Hirſch“, Leipzigerſtr. r
VorOeffentliche Wählerversammlung.

Tagesordnung

1. Stellungnahme zur Wahl des Arbeiterrats. nei
Referent: Genoſſe Drescher,. r2. Freie Diskuſſion. derWegen age ehähiet pen Arbeiterrat ſind freundl. eingeladen. Verſammlung muß wegen der e

25.

in ſt r rin n en fie Irrigatore Stadtbad.
e mit besch. Haftpſfl. zu Hohenmölsen

Wegen der Berechnung und späteren Auszahlung des Gummi Ipütapp. Wiedereröffnung der ſe

d u Damenvinden. Brause- u. Vannenbäder vSterbegeides e be u nächsten Sonnabend d. 15. cr. n
an Aje Fomillen er m Krt len der Ant Verpere e Täng, T Badezelt von vorm. 8 bis abends 6 Uhr. 83erforderlic enau zu err mitten we ehe t ar Tee 2 Der Ma trat. 2436er l W 7 n z e W Kerteascher r ndere bis pa. e We eriten erreet ne zeit Fee. 118. April 19109 h äh 1j Erwachſene 50, Kinder 20 Pf.,

Militär ohne D'enſtgrad
J vorm. 10 Pf., nachm. 20 Pf.

im Vereinskontor oder in den Verkaufsstellen zu kun,später eingehende Meldungen können dann nicht ar

berücksichtigt werden.

7439 Der Vorstand.r Dir
verſchiedenen Größeni

S 2 Tel.

Hallischer Hausfrauen-Bund.
Die Sohultehrränge nehmen ihren Fortgang.

Neuanmeldungen: Gr. Steinstraße 16 von 10-12 und 4-6
Raethousstraße 17 von 10 12.

Der Vorstan- i. 2437

Weisse W
er

n Jmm

an m

Dramaturg. Hütte Rock ung

l h Hosenschneider
Auſoren prüſt ouf Bühnenreiſe.
Bearbeitungen nach Ubcreinkunſt

Emanuel vom Weber
Hoſſchau'piecler a. D.

für dauernd geſucht.

Sohwarz
Gr. Steinſtraße 15.

lis Die grosse Frühjahrs Moce:Der Sport hoſetot

r quter Behandlg. geſ.
Fischer, Ludw. Wuchererſtr. 60 I.Irädernen

werden geſucht.

Verlag der Dohme

Gr. 27.

Malerlehrling
ſtellt unter ſehr günſtigen Be
dingungen, ſo ort od. ſpäter, ein
Wilhelm Wolt, Malermeiſter,

Zietenſtraße 6.

S

2438
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